
5. Steht die Auslegung des europäischen Primär- und/oder Se­
kundärrechts einer nationalen Maßnahme entgegen, den 
(Nach-)Zahlungs- oder Schadensersatzanspruch davon ab­
hängig zu machen, dass die Beamten ihn zeitnah geltend 
gemacht haben? 

( 1 ) Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Fest­
legung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf, ABl. L 303, S. 16. 

Vorabentscheidungsersuchen des Supreme Court of the 
United Kingdom (Vereinigtes Königreich), eingereicht am 
8. November 2012 — Jessy Saint Prix/Secretary of State 

for Work and Pensions 

(Rechtssache C-507/12) 

(2013/C 26/59) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

Supreme Court of the United Kingdom 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelklägerin: Jessy Saint Prix 

Rechtsmittelbeklagter: Secretary of State for Work and Pensions 

Vorlagefragen 

1. Ist das Aufenthaltsrecht, das einem „Arbeitnehmer“ durch 
Art. 7 der Unionsbürgerrichtlinie ( 1 ) gewährt wird, dahin 
auszulegen, dass es sich nur auf jene bezieht, die (i) sich 
in einem bestehenden Arbeitsverhältnis befinden, (ii) (zu­
mindest unter bestimmten Umständen) Arbeit suchen oder 
(iii) unter die Erweiterungstatbestände des Art. 7 Abs. 3 
fallen, oder ist dieser Artikel dahin auszulegen, dass er der 
Anerkennung weiterer Personen, die für diesen Zweck „Ar­
beitnehmer“ bleiben, nicht entgegensteht? 

2. i) Erfasst er, falls Letzteres zutrifft, auch eine Frau, die ihre 
Erwerbstätigkeit oder Arbeitssuche wegen der körper­
lichen Belastungen im Spätstadium einer Schwanger­
schaft (und nach der Geburt) vernünftigerweise aufgibt? 

ii) Falls ja, kann sie sich dann auf die im nationalen Recht 
vorgesehene Regelung berufen, die bestimmt, wann sie 
dies vernünftigerweise tun kann? 

( 1 ) Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer 
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei 
zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/ 
EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 
75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG (ABl. 
L 158, S. 77). 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal Central 
Administrativo Norte (Portugal), eingereicht am 12. 
November 2012 — Joaquim Fernando Macedo Maia u. a./ 

Fundo de Garantia Salarial, IP 

(Rechtssache C-511/12) 

(2013/C 26/60) 

Verfahrenssprache: Portugiesisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal Central Administrativo Norte 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Berufungskläger: Joaquim Fernando Macedo Maia, António Pe­
reira Teixeira, António Joaquim Moreira David, Joaquim Albino 
Moreira David 

Berufungsbeklagte: Fundo de Garantia Salarial, IP 

Vorlagefrage 

Ist das Unionsrecht in diesem konkreten Fall der Gewährleistung 
der Befriedigung von Ansprüchen aus dem Arbeitsverhältnis bei 
Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers, insbesondere die Art. 4 
und 10 der Richtlinie 80/987/EWG ( 1 ), in dem Sinne auszule­
gen, dass es einer nationalen Rechtsvorschrift entgegensteht, die 
nur die Befriedigung der Ansprüche gewährleistet, die in den 
sechs Monaten vor Stellung des Antrags, den betreffenden Ar­
beitgeber für zahlungsunfähig zu erklären, fällig geworden sind, 
selbst wenn die Arbeitnehmer gegen diesen Arbeitgeber vor 
dem Arbeitsgericht auf gerichtliche Festlegung des geschuldeten 
Betrags und Beitreibung dieses Betrags im Wege der Zwangs­
vollstreckung geklagt haben? 

( 1 ) Richtlinie 80/987/EWG vom 20. Oktober 1980 zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über den Schutz der Ar­
beitnehmer bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers (ABl. L 283, 
S. 23). 

Vorabentscheidungsersuchen des Conseil d'État 
(Frankreich), eingereicht am 13. November 2012 — 
Octapharma France/Agence nationale de sécurité du 
médicament et des produits de santé (ANSM), Ministère 

des affaires sociales et de la santé 

(Rechtssache C-512/12) 

(2013/C 26/61) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Conseil d'État 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Octapharma France 

Beklagte: Agence nationale de sécurité du médicament et des 
produits de santé (ANSM), Ministère des affaires sociales et de 
la santé

DE C 26/32 Amtsblatt der Europäischen Union 26.1.2013



Vorlagefragen 

1. Kann das aus Vollblut gewonnene, für Transfusionszwecke 
bestimmte Plasma, bei dessen Herstellung ein industrielles 
Verfahren zur Anwendung kommt, nicht nur hinsichtlich 
seiner Gewinnung und Testung, sondern auch hinsichtlich 
seiner Verarbeitung, Lagerung und Verteilung zugleich unter 
die Vorschriften der Richtlinie 2001/83 ( 1 ) [in der durch 
Richtlinie 2004/27/EG ( 2 ) geänderten Fassung] und unter die 
Vorschriften der Richtlinie 2002/98 ( 3 ) fallen, und kann in­
soweit die in Art. 2 Abs. 2 der Richtlinie 2001/83 nieder­
gelegte Regel so ausgelegt werden, dass danach die Unions­
vorschriften über Arzneimittel für Erzeugnisse, die gleich­
zeitig unter eine andere Unionsregelung fallen, nur dann 
ausschließlich gelten, wenn die andere Regelung weniger 
streng ist als diejenige für die Arzneimittel? 

2. Sind die Bestimmungen des Art. 4 Abs. 2 der Richtlinie 
2002/98 — gegebenenfalls im Licht von Art. 168 des Ver­
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union — so 
auszulegen, dass sie die Beibehaltung oder Einführung na­
tionaler Bestimmungen gestatten, die, weil sie etwa Plasma, 
bei dessen Herstellung ein industrielles Verfahren zur An­
wendung kommt, einer strengeren als der für Arzneimittel 
geltenden Regelung unterwerfen, die Nichtanwendung aller 
oder mancher Bestimmungen der Richtlinie 2001/83, ins­
besondere derjenigen, die den Handel mit Arzneimitteln 
einzig von der vorherigen Erteilung einer Genehmigung 
für das Inverkehrbringen abhängig machen, rechtfertigen 
würden, und bejahendenfalls, unter welchen Voraussetzun­
gen und in welchem Umfang? 

( 1 ) Richtlinie 2001/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 6. November 2001 zur Schaffung eines Gemeinschaftskodexes 
für Humanarzneimittel (ABl. L 311, S. 67). 

( 2 ) Richtlinie 2004/27/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 31. März 2004 zur Änderung der Richtlinie 2001/83/EG zur 
Schaffung eines Gemeinschaftskodexes für Humanarzneimittel (ABl. 
L 136, S. 34). 

( 3 ) Richtlinie 2002/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. Januar 2003 zur Festlegung von Qualitäts- und Sicherheits­
standards für die Gewinnung, Testung, Verarbeitung, Lagerung und 
Verteilung von menschlichem Blut und Blutbestandteilen und zur 
Änderung der Richtlinie 2001/83/EG (ABl. 2003, L 33, S. 30). 

Vorabentscheidungsersuchen des Lietuvos vyriausiasis 
administracinis teismas (Litauen), eingereicht am 14. 
November 2012 — 4finance UAB/Valstybinė vartotojų 
teisių apsaugos tarnyba, Valstybinė mokesčių inspekcija 

prie Lietuvos Respublikos finansų ministerijos 

(Rechtssache C-515/12) 

(2013/C 26/62) 

Verfahrenssprache: Litauisch 

Vorlegendes Gericht 

Lietuvos vyriausiasis administracinis teismas 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelklägerin: 4finance UAB 

Rechtsmittelbeklagte: Valstybinė vartotojų teisių apsaugos tarnyba, 
Valstybinė mokesčių inspekcija prie Lietuvos Respublikos fi­
nansų ministerijos 

Vorlagefragen 

1. Ist Anhang I Nr. 14 der Richtlinie 2005/29/EG des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2005 über 
unlautere Geschäftspraktiken im binnenmarktinternen Ge­
schäftsverkehr zwischen Unternehmen und Verbrauchern 
und zur Änderung der Richtlinie 84/450/EWG des Rates, 
der Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Verord­
nung (EG) Nr. 2006/2004 ( 1 ) des Europäischen Parlaments 
und des Rates dahin auszulegen, dass die Einführung, der 
Betrieb oder die Förderung eines Schneeballsystems zur Ver­
kaufsförderung nur dann als unter allen Umständen unlau­
tere Geschäftspraxis anzusehen ist, wenn der Verbraucher 
verpflichtet ist, einen Beitrag zu entrichten, um eine Ver­
gütung hauptsächlich durch die Einführung neuer Verbrau­
cher in das System und weniger durch den Verkauf oder 
Verbrauch von Produkten zu erzielen? 

2. Hat, wenn es erforderlich ist, dass der Verbraucher einen 
Beitrag im Austausch gegen einen Vergütungsanspruch ent­
richtet, die Höhe des Beitrags, den der Verbraucher entrich­
tet hat, um die Möglichkeit für eine Vergütung hauptsäch­
lich durch die Einführung neuer Verbraucher in das System 
und weniger durch den Verkauf oder Verbrauch von Pro­
dukten zu erzielen, einen Einfluss auf die Einstufung des 
Schneeballsystems zur Verkaufsförderung als irreführende 
Geschäftspraxis im Sinne von Anhang I Nr. 14 der Richt­
linie? Können von Verbrauchern entrichtete Beiträge von 
rein symbolischer Höhe, die gezahlt werden, um die Identi­
fizierung der Verbraucher zu ermöglichen, als ein Beitrag im 
Austausch gegen die Möglichkeit, eine Vergütung im Sinne 
von Anhang I Nr. 14 der Richtlinie zu erzielen, gelten? 

3. Ist Anhang I Nr. 14 der Richtlinie dahin auszulegen, dass für 
die Qualifizierung eines Schneeballsystems zur Verkaufsför­
derung als irreführende Geschäftspraxis nur von Bedeutung 
ist, dass die Vergütung dem bereits eingetragenen Verbrau­
cher hauptsächlich für die Einführung anderer Verbraucher 
in das System und weniger für den Verkauf oder Verbrauch 
von Produkten gezahlt wird, oder ist der Umfang, in dem 
die den Teilnehmern an diesem System gezahlte Vergütung 
für die Einführung neuer Verbraucher durch die Beiträge der 
neuen Mitglieder finanziert wird, ebenfalls von Bedeutung? 
Muss im vorliegenden Fall die den bereits eingetragenen 
Teilnehmern am Schneeballsystem zur Verkaufsförderung 
gezahlte Vergütung ganz oder größtenteils durch die Bei­
träge der neu in das System eingeführten Mitglieder finan­
ziert werden? 

( 1 ) ABl. L 149, S. 22.

DE 26.1.2013 Amtsblatt der Europäischen Union C 26/33


	Vorabentscheidungsersuchen des Supreme Court of the United Kingdom (Vereinigtes Königreich), eingereicht am 8. November 2012 — Jessy Saint Prix/Secretary of State for Work and Pensions  (Rechtssache C-507/12)
	Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal Central Administrativo Norte (Portugal), eingereicht am 12. November 2012 — Joaquim Fernando Macedo Maia u. a./ Fundo de Garantia Salarial, IP  (Rechtssache C-511/12)
	Vorabentscheidungsersuchen des Conseil d'État (Frankreich), eingereicht am 13. November 2012 — Octapharma France/Agence nationale de sécurité du médicament et des produits de santé (ANSM), Ministère des affaires sociales et de la santé  (Rechtssache C-512/12)
	Vorabentscheidungsersuchen des Lietuvos vyriausiasis administracinis teismas (Litauen), eingereicht am 14. November 2012 — 4finance UAB/Valstybinė vartotojų teisių apsaugos tarnyba, Valstybinė mokesčių inspekcija prie Lietuvos Respublikos finansų ministerijos  (Rechtssache C-515/12)

